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Der Arbeitskreis Historische Gärten der DGGL ● Monitoring Jutta Curtius 

An der Backesmühle 27 ● 41334 Nettetal 

Sächsisches Staatsministerium für Infrastruktur und Landesentwicklung 
Referat 51 – Denkmalpflege und Denkmalschutz 

Per E-Mail: Denkmalschutz@smil.sachsen.de 

29.07.2026 

Betreff: Stellungnahme zu Artikel 4 des Referentenentwurfs eines Ersten Sächsischen 

Gesetzes zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 

hier: Änderung des Sächsischen Denkmalschutzgesetzes – geplanter § 12 Abs. 4 

SächsDSchG 

Sehr geehrter Herr, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

für die Möglichkeit, zu Artikel 4 des Referentenentwurfs eines Ersten Sächsischen Gesetzes 

zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung Stellung zu nehmen, danken wir Ihnen. 

Die Stellungnahme bezieht sich im Schwerpunkt auf die vorgesehene Änderung des 

Sächsischen Denkmalschutzgesetzes. Ergänzend werden diejenigen Regelungen des 

Gesetzespakets berücksichtigt, die den Denkmalschutz mittelbar berühren können. Dies 

betrifft insbesondere das vorgesehene Sächsische Mitwirkungspflichtenabbaugesetz in 

Artikel 1, die allgemeine Genehmigungs- und Vollständigkeitsfiktion in Artikel 6 sowie die 

Änderungen der Sächsischen Bauordnung in Artikel 12. 

Wir erkennen ausdrücklich an, dass Maßnahmen der Landes- und Bündnisverteidigung ein 

erhebliches öffentliches Interesse begründen können. Militärische Infrastruktur muss 

funktionsfähig sein und auf veränderte sicherheitspolitische Anforderungen reagieren 

können. Gerade deshalb ist jedoch sorgfältig zwischen notwendiger 

Verfahrensbeschleunigung und dem Abbau fachlicher Schutzmechanismen zu unterscheiden. 



DEUTSCHE GESELLSCHAFT FÜR GARTENKUNST UND   

LANDSCHAFTSKULTUR ● ARBEITSKREIS HISTORISCHE 

GÄRTEN 

Arbeitskreis Historische Gärten DGGL ● Monitoring Jutta Curtius ● An der Backesmühle 27 ● 41334 Nettetal 

Tel. 02157 126481 ●Fax 02157 126482 ● info@jutta-curtius.de 

-2

Der vorliegende Entwurf überschreitet diese Grenze. Er beschleunigt nicht lediglich ein 

denkmalrechtliches Verfahren, sondern nimmt für einen bestimmten Bereich die 

eigenständige denkmalrechtliche Genehmigung zurück und ersetzt sie durch eine bloße 

Anhörung der Denkmalfachbehörden. Dies schwächt den präventiven Denkmalschutz an 

einer Stelle, an der nicht öffentlich sichtbare, schwer kontrollierbare und im Ergebnis 

irreversible Eingriffe möglich sind. 

Die Bewertung von Artikel 4 ist zudem nicht isoliert vorzunehmen. Die Staatskanzlei 

beschreibt das Gesetzespaket ausdrücklich als grundlegenden Systemwechsel. Künftig soll 

nicht mehr begründet werden müssen, warum eine bürokratische Pflicht entfallen kann, 

sondern warum sie notwendig ist. Dieses Prinzip soll nach der Darstellung der 

Staatsregierung für BANDA-Pflichten, Schriftformerfordernisse und Genehmigungspflichten 

gelten.1 

1 Gegenstand der geplanten Änderung 

Artikel 4 des Referentenentwurfs sieht vor, nach § 12 Abs. 3 SächsDSchG einen  

neuen Absatz 4 einzufügen. Danach sollen Vorhaben nach § 12 Abs. 1 und 2 SächsDSchG 

keiner Genehmigung bedürfen, wenn die Kulturdenkmale auf dauerhaft militärisch 

genutzten Grundstücken liegen, die im Eigentum des Bundes stehen oder deren militärische 

Nutzung dinglich gesichert ist, und das Vorhaben der Landes- und Bündnisverteidigung dient 

oder die Nutzung der Kulturdenkmale an militärische Anforderungen angepasst werden 

muss. Vor der Umsetzung des Vorhabens sollen lediglich die Fachbehörden nach § 3a 

SächsDSchG angehört werden.2 

Die Begründung zu Artikel 4 bestätigt die rechtliche Wirkung der vorgesehenen Regelung 

ausdrücklich. Danach werden die der Landes- und Bündnisverteidigung oder einer den 

jeweils aktuellen militärischen Anforderungen entsprechenden Nutzung dienenden 

1 Sächsische Staatskanzlei 30.06.2026b, S. 1. 

2 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 6. 
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Vorhaben „aus der eigenständigen denkmalschutzrechtlichen Genehmigungspflicht 

entlassen“.3 

Damit entfällt für den geregelten Bereich nicht nur ein einzelner Verfahrensschritt. Vielmehr 

wird das bisherige präventive Genehmigungserfordernis durch eine Anhörung ersetzt. Diese 

Änderung ist erheblich, weil § 12 Abs. 1 und 2 SächsDSchG nicht nur geringfügige 

Maßnahmen erfasst. Genehmigungspflichtig sind nach geltendem Recht insbesondere die 

Wiederherstellung, Instandsetzung, Veränderung oder Beeinträchtigung von 

Erscheinungsbild oder Substanz eines Kulturdenkmals, An- und Aufbauten, die Entfernung 

aus der Umgebung sowie die Zerstörung oder Beseitigung eines Kulturdenkmals. § 12 Abs. 2 

SächsDSchG betrifft außerdem Vorhaben in der Umgebung eines Kulturdenkmals, soweit 

diese für dessen Erscheinungsbild von erheblicher Bedeutung ist.4 

Die amtliche Maßnahmenübersicht zum Gesetzespaket fasst die geplante Wirkung für den 

Bereich Zivilschutz und Verteidigung in einer Weise zusammen, die die Tragweite der 

Regelung verdeutlicht: Bauvorhaben auf Militärgelände würden in Sachsen verfahrensfrei 

gestellt; zudem entfalle die denkmalschutzrechtliche Genehmigungspflicht für 

Kulturdenkmale auf Militärgelände.5 

2 Bedeutung der denkmalrechtlichen Genehmigung 

Die denkmalrechtliche Genehmigungspflicht ist ein zentrales Instrument des präventiven 

Denkmalschutzes. Sie ermöglicht eine fachliche und rechtliche Prüfung vor Durchführung 

eines Eingriffs. Sie eröffnet die Möglichkeit, denkmalverträgliche Alternativen zu prüfen, 

Nebenbestimmungen festzusetzen, Dokumentationspflichten anzuordnen, archäologische 

Belange zu sichern und irreversible Substanzverluste zu vermeiden oder zumindest fachlich 

zu begleiten. 

Eine Anhörung kann diese Funktion nicht gleichwertig ersetzen. Sie stellt lediglich sicher, 

dass die Fachbehörden beteiligt werden. Sie gewährleistet aber nicht, dass die fachlichen 

3 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 130. 

4 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 6. 

5 Sächsische Staatskanzlei 30.06.2026a, S. 2. 



DEUTSCHE GESELLSCHAFT FÜR GARTENKUNST UND   

LANDSCHAFTSKULTUR ● ARBEITSKREIS HISTORISCHE 

GÄRTEN 

Arbeitskreis Historische Gärten DGGL ● Monitoring Jutta Curtius ● An der Backesmühle 27 ● 41334 Nettetal 

Tel. 02157 126481 ●Fax 02157 126482 ● info@jutta-curtius.de 

-4

Hinweise verbindlich umgesetzt werden. Eine bloße Anhörung vermittelt insbesondere keine 

eigenständige Entscheidungskompetenz, keine Möglichkeit zur Versagung, keine 

verbindliche Nebenbestimmung und keine gesicherte Durchsetzung denkmalfachlicher 

Anforderungen. 

Nach geltendem Sächsischem Denkmalschutzgesetz sind das Landesamt für Denkmalpflege 

und das Landesamt für Archäologie Fachbehörden für alle Fragen des Denkmalschutzes und 

der Denkmalpflege.6 Die untere Denkmalschutzbehörde entscheidet nach § 4 Abs. 2 

SächsDSchG grundsätzlich im Einvernehmen mit der zuständigen Fachbehörde; kommt ein 

Einvernehmen nicht zustande, entscheidet die obere Denkmalschutzbehörde.7 

Vor diesem Hintergrund bedeutet der geplante § 12 Abs. 4 SächsDSchG eine deutliche 

Abweichung von der bisherigen Schutzsystematik. Die Fachbehörde wird in dem geregelten 

Bereich nicht mehr in ein Genehmigungsverfahren eingebunden, sondern nur noch 

angehört. 

3 Fachbewertung und Vollzug müssen getrennt unzureichende 
Verbindlichkeit der Fachbehördenbeteiligung 

Die Begründung zu Artikel 4 führt aus, die Einbeziehung denkmalpflegerischer Standards 

werde durch die Beteiligung der Denkmalfachbehörden sichergestellt. Deren 

Stellungnahmen seien durch die bauausführenden Stellen des Bundes zu berücksichtigen, 

also in die Ausgestaltung des Vorhabens einzubeziehen. Gleichzeitig wird ausdrücklich 

klargestellt, dass damit keine Pflicht zur Herstellung des Einvernehmens verbunden ist.8 

Gerade darin liegt der fachliche Kern des Problems. Wenn die Genehmigungspflicht entfällt 

und zugleich kein Einvernehmen herzustellen ist, bleibt die denkmalfachliche Stellungnahme 

im Ergebnis ohne hinreichende Verbindlichkeit. Denkmalpflegerische Standards werden 

dadurch nicht gesichert, sondern lediglich in das Verfahren eingebracht. 

6 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 3. 

7 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 4. 

8 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 130. 
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Für Eingriffe in Kulturdenkmale genügt dies nicht. Historische Substanz ist regelmäßig nicht 

ersetzbar. Eine nachträgliche fachliche Bewertung kann einen bereits eingetretenen 

Substanzverlust nicht rückgängig machen. Erforderlich ist deshalb zumindest eine 

rechtzeitige, prüffähige und dokumentierte Beteiligung der Fachbehörden mit einer Pflicht 

zur fachlichen Auseinandersetzung. Wird von der Stellungnahme der Fachbehörde 

abgewichen, muss dies schriftlich und nachvollziehbar begründet werden. 

4 Zu weiter und unbestimmter Anwendungsbereich 

Der geplante § 12 Abs. 4 SächsDSchG ist weit gefasst. Er erfasst nicht nur Vorhaben, die 

unmittelbar der Landes- und Bündnisverteidigung dienen. Erfasst werden auch Fälle, in 

denen die Nutzung der Kulturdenkmale an militärische Anforderungen angepasst werden 

muss.9 

Der Begriff der „militärischen Anforderungen“ wird im Entwurf nicht näher bestimmt. Es 

fehlt eine Eingrenzung auf unabweisbare, dringliche oder sicherheitsrelevante Maßnahmen. 

Ebenso fehlen Kriterien zur Erforderlichkeit, Verhältnismäßigkeit und alternativen Prüfung. 

Damit besteht die Gefahr, dass die Genehmigungsfreistellung auch für Maßnahmen in 

Anspruch genommen wird, die militärisch zweckmäßig erscheinen, aber nicht zwingend 

erforderlich sind. Bei denkmalgeschützter Bausubstanz muss jedoch geprüft werden, ob der 

militärische Zweck auch durch eine denkmalverträglichere Planung, eine technische 

Anpassung, eine andere Nutzung oder eine räumliche Alternative erreicht werden kann. 

Eine sachgerechte Regelung müsste deshalb mindestens auf zwingend erforderliche 

Maßnahmen der Landes- oder Bündnisverteidigung begrenzt werden. Die bloße Anpassung 

an nicht näher konkretisierte militärische Anforderungen ist als Tatbestandsmerkmal zu 

unbestimmt. 

9 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 6. 
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5 Fehlende Anforderungen an Unterlagen, Verfahren und Dokumentation 

Der Entwurf regelt nicht, wann, auf welcher Grundlage und mit welchen Unterlagen die 

Fachbehörden anzuhören sind. Ebenso fehlen Regelungen zu Fristen, Mindestinhalten, 

Dokumentationspflichten und zur Begründung bei Abweichungen von der fachlichen 

Stellungnahme. 

Das ist aus fachlicher Sicht erheblich. Das geltende Genehmigungsverfahren nach § 13 Abs. 2 

SächsDSchG verlangt, dass mit dem Genehmigungsantrag alle für die Beurteilung des 

Vorhabens und die Bearbeitung des Antrags erforderlichen Unterlagen einzureichen sind. 

Genannt werden insbesondere Pläne, Dokumentationen, Fotografien, Gutachten sowie 

Kosten- und Wirtschaftlichkeitsberechnungen. Die Denkmalschutzbehörde kann zudem 

weitere Unterlagen und vorbereitende Untersuchungen verlangen.10 

Wenn die Genehmigungspflicht entfällt, entfallen ohne ergänzende Regelung auch diese 

verfahrensrechtlichen Sicherungen. Eine Anhörung ist fachlich nur belastbar, wenn die 

Fachbehörde frühzeitig beteiligt wird und ihr vollständige, prüffähige Unterlagen vorliegen. 

Erforderlich sind insbesondere Bestandsunterlagen, Bau- und Eingriffspläne, Angaben zur 

betroffenen Denkmalsubstanz, zur geplanten Nutzung, zu Alternativen, zu 

Schutzmaßnahmen sowie zu Dokumentation und Sicherung. 

Ohne solche Mindestanforderungen besteht die Gefahr, dass die Anhörung erst zu einem 

Zeitpunkt erfolgt, in dem die wesentlichen Planungsentscheidungen bereits getroffen sind. 

Dann kann die Fachbehörde nur noch reagieren, aber nicht mehr fachlich steuern. 

10 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 6–7. 



DEUTSCHE GESELLSCHAFT FÜR GARTENKUNST UND   

LANDSCHAFTSKULTUR ● ARBEITSKREIS HISTORISCHE 

GÄRTEN 

Arbeitskreis Historische Gärten DGGL ● Monitoring Jutta Curtius ● An der Backesmühle 27 ● 41334 Nettetal 

Tel. 02157 126481 ●Fax 02157 126482 ● info@jutta-curtius.de 

-7

6 Archäologische Belange 

Die geplante Regelung verweist auf die Fachbehörden nach § 3a SächsDSchG. Damit betrifft 

sie sowohl das Landesamt für Denkmalpflege als auch das Landesamt für Archäologie.11 

Gerade bei militärisch genutzten Grundstücken können Bodeneingriffe, Leitungsbau, 

Erschließungsmaßnahmen, Fundamentierungen, Schutzbauten oder technische Anlagen 

archäologische Substanz berühren. 

Nach § 14 SächsDSchG besteht eine eigenständige Genehmigungspflicht für bestimmte 

Bodeneingriffe, Nutzungsänderungen und Nachforschungen. Genehmigungspflichtig sind 

insbesondere Erdarbeiten, Bauarbeiten oder Gewässerbaumaßnahmen an Stellen, von 

denen bekannt oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale 

befinden.12 

Artikel 4 bezieht sich seinem Wortlaut nach auf Vorhaben nach § 12 Abs. 1 und 2 

SächsDSchG. Gleichwohl sollte ausdrücklich klargestellt werden, dass § 14 SächsDSchG 

unberührt bleibt. Andernfalls besteht das Risiko, dass bei militärischen Bau- und 

Anpassungsmaßnahmen archäologische Belange im Vollzug nicht ausreichend gesichert 

werden. 

Archäologische Befunde sind häufig nicht sichtbar. Ihre Erkennung, Bergung, Dokumentation 

und wissenschaftliche Auswertung hängen wesentlich von rechtzeitiger Anzeige, fachlicher 

Beteiligung und verbindlicher Dokumentation ab. Eine bloße Anhörung ohne klare 

Unterlagen-, Dokumentations- und Sicherungspflichten ist hierfür nicht ausreichend. 

11 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 3. 

12 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 7. 



DEUTSCHE GESELLSCHAFT FÜR GARTENKUNST UND   

LANDSCHAFTSKULTUR ● ARBEITSKREIS HISTORISCHE 

GÄRTEN 

Arbeitskreis Historische Gärten DGGL ● Monitoring Jutta Curtius ● An der Backesmühle 27 ● 41334 Nettetal 

Tel. 02157 126481 ●Fax 02157 126482 ● info@jutta-curtius.de 

-8

7 Besondere Auswirkungen auf Garten- und Landschaftsdenkmale 

Die vorgesehenen Änderungen sind für Garten- und Landschaftsdenkmale in besonderer 

Weise relevant. Das Sächsische Denkmalschutzgesetz erfasst Kulturdenkmale nicht nur als 

Bauwerke. Nach § 2 Abs. 1 SächsDSchG gehören zu den Kulturdenkmalen auch Sachen, 

Sachgesamtheiten, Teile und Spuren von Sachen einschließlich ihrer natürlichen Grundlagen. 

§ 2 Abs. 5 Buchst. c SächsDSchG nennt ausdrücklich Werke der Garten- und

Landschaftsgestaltung sowie historische Landschaftsformen.13 Das Landesamt für

Denkmalpflege ist nach § 3a Abs. 2 SächsDSchG insbesondere auch für Anlagen der Garten- 

und Landschaftsgestaltung zuständige Fachbehörde.14

Historische Gärten unterscheiden sich in ihrer denkmalfachlichen Struktur wesentlich von 

vielen baulichen Denkmalen. Ihr Denkmalwert liegt regelmäßig nicht nur in einzelnen 

baulichen Elementen, sondern im Zusammenwirken von Raumdisposition, Geländeform, 

Wegen, Plätzen, Treppen, Mauern, Einfriedungen, Wasseranlagen, Sichtachsen, Pflanzungen, 

Gehölzbestand, Solitärbäumen, Alleen, Rasenflächen, Ausstattung und Pflegezustand. Sie 

sind gestaltete Freiräume, deren historische Aussage wesentlich durch lebendes Material 

und durch langfristige Pflegeprozesse bestimmt wird. 

Gerade deshalb kann eine bloße Anhörung der Fachbehörden eine denkmalrechtliche 

Genehmigung bei Garten- und Landschaftsdenkmalen nicht ersetzen. Eingriffe in historische 

Gärten erscheinen im Vollzug häufig zunächst als Pflege-, Unterhaltungs-, Sicherheits- oder 

Nutzungsmaßnahmen. Denkmalfachlich können sie jedoch erhebliche Veränderungen 

bewirken. Dies betrifft etwa Baumfällungen, Kronenschnitte, Rodungen, Ersatzpflanzungen, 

Wegebau, Belagswechsel, Entwässerungsmaßnahmen, Leitungsverlegungen, 

Geländemodellierungen, Einfriedungen, Beleuchtung, Möblierung, technische Einbauten, 

Zufahrten, Stellflächen oder Sicherheitsanlagen. 

Für Gartendenkmale auf militärisch genutzten Grundstücken können diese Risiken zusätzlich 

verschärft sein. Militärische Nutzungsanforderungen können Flächenbefestigungen, 

Zufahrten, Aufstellflächen, Sicherheitszäune, Beleuchtung, technische Infrastruktur, 

Leitungsbau, Geländeanpassungen oder Vegetationsbeseitigungen erforderlich erscheinen 

13 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021: 

14 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 3. 
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lassen. Solche Maßnahmen können die historische Raumstruktur, Blickbeziehungen, 

Pflanzkonzeption, Wegeführung oder den überlieferten Charakter eines Gartendenkmals 

nachhaltig verändern, ohne dass dies in jedem Fall als „erheblicher“ Eingriff erkannt wird. 

Der geplante § 12 Abs. 4 SächsDSchG ist deshalb für Garten- und Landschaftsdenkmale 

besonders problematisch. Er erfasst Vorhaben nach § 12 Abs. 1 und 2 SächsDSchG und sieht 

für den geregelten Bereich den Wegfall der denkmalrechtlichen Genehmigungspflicht vor.15 

Gerade § 12 Abs. 1 und 2 SächsDSchG schützt jedoch nicht nur die bauliche oder materielle 

Substanz eines Kulturdenkmals, sondern ausdrücklich auch dessen Erscheinungsbild sowie 

Vorhaben in der Umgebung eines Kulturdenkmals, soweit diese für dessen Erscheinungsbild 

von erheblicher Bedeutung ist.16 Bei historischen Gärten sind Erscheinungsbild, Umgebung 

und landschaftsgestalterischer Zusammenhang regelmäßig keine Nebenfragen, sondern 

wesentliche Bestandteile des Denkmalwertes. Dies folgt bereits aus dem Denkmalbegriff des 

Sächsischen Denkmalschutzgesetzes, der Kulturdenkmale einschließlich ihrer natürlichen 

Grundlagen erfasst und ausdrücklich Werke der Garten- und Landschaftsgestaltung sowie 

historische Landschaftsformen nennt.17 

Auch die vorgesehenen Änderungen der Sächsischen Bauordnung sind für historische Gärten 

von Bedeutung. Wenn bauliche Anlagen inländischer öffentlicher Stellen auf Militärgelände 

verfahrensfrei gestellt werden, kann dies nicht nur Gebäude betreffen. In historischen 

Gärten können auch Wege, Einfriedungen, technische Anlagen, Beleuchtung, bauliche 

Sicherungen, Stellflächen, Nebenanlagen und sonstige freiraumbezogene bauliche 

Maßnahmen den Denkmalwert beeinträchtigen.18 Die amtliche Maßnahmenübersicht stellt 

ausdrücklich dar, dass Bauvorhaben auf Militärgelände verfahrensfrei gestellt werden und 

zugleich die denkmalschutzrechtliche Genehmigungspflicht für Kulturdenkmale auf 

Militärgelände entfallen soll.19 

15 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 6. 

16 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 6. 

17 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021: 

18 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 130. 

19 Sächsische Staatskanzlei 30.06.2026a, S. 2. 
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Hinzu kommt die besondere Bedeutung der sogenannten BANDA-Pflichten für Garten- und 

Landschaftsdenkmale. Bestandspläne, Gehölzkartierungen, dendrologische Erfassungen, 

Pflegewerke, Parkpflegewerke, historische Planüberlagerungen, Schadenskartierungen, 

Fotodokumentationen, Materialangaben, Pflegeprotokolle und Nachweise zur Ausführung 

sind bei Gartendenkmalen nicht bloße Verwaltungsunterlagen. Sie bilden die fachliche 

Grundlage dafür, historische Strukturen zu erkennen, Veränderungen zu bewerten, 

Pflegeziele festzulegen und spätere Eingriffe nachvollziehen zu können. 

Ein undifferenzierter Abbau von Berichts-, Auskunfts-, Nachweis-, Dokumentations- und 

Aufbewahrungspflichten kann Gartendenkmale deshalb besonders treffen. Ohne 

verbindliche Dokumentation und Aufbewahrung lässt sich häufig nicht mehr feststellen, 

welche historischen Pflanzungen, Wegeführungen, Sichtachsen, Geländemodellierungen 

oder Ausstattungselemente überliefert waren, verändert wurden oder wiederhergestellt 

werden sollen. Bei lebendem Material ist die langfristige Nachvollziehbarkeit besonders 

wichtig, weil Veränderungen oft schleichend erfolgen und sich erst über Jahre oder 

Jahrzehnte auswirken. 

Für Gartendenkmale sollte deshalb ausdrücklich klargestellt werden, dass denkmalrechtlich 

erforderliche Unterlagen-, Nachweis-, Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten 

erhalten bleiben. Dies betrifft insbesondere Bestandsdokumentationen, Gehölz- und 

Vegetationsaufnahmen, Planunterlagen, Fotodokumentationen, Pflege- und 

Entwicklungskonzepte, Parkpflegewerke sowie Nachweise über Eingriffe, Ersatzpflanzungen, 

Wege- und Belagsänderungen, Geländeeingriffe und technische Einbauten. 

Aus fachlicher Sicht sollte Artikel 4 daher jedenfalls um eine besondere Sicherung für Garten- 

und Landschaftsdenkmale ergänzt werden. Vor Eingriffen in Gartendenkmale oder deren 

Umgebung sind vollständige, prüffähige Unterlagen vorzulegen. Erforderlich sind 

insbesondere Bestandsplan, Gehölz- und Vegetationsaufnahme, Beschreibung der 

historischen Raumstruktur, Darstellung von Sichtbeziehungen, Wege- und Belagskonzept, 

Angaben zu Wasserführung und Relief, Dokumentation vorhandener Ausstattung sowie eine 

Begründung der geplanten Eingriffe. Bei erheblichen Veränderungen sollte ein 

gartendenkmalpflegerisches Konzept oder Parkpflegewerk Grundlage der Entscheidung sein. 
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Für Gartendenkmale gilt daher in besonderem Maße: Eine Anhörung der Fachbehörden 

ohne verbindliche Unterlagenbasis, ohne Dokumentationspflicht und ohne 

Begründungspflicht bei Abweichungen ist fachlich nicht ausreichend. 

8 Kumulation von Genehmigungs- und Verfahrensfreistellungen auf 
Militärgelände 

Besonders kritisch ist die Kumulation verschiedener Erleichterungen auf Militärgelände. 

Die Begründung zu Artikel 4 führt zwar aus, eine Baugenehmigungspflicht für die 

entsprechenden Vorhaben bleibe durch die Regelung unberührt.20 Dieser Hinweis relativiert 

sich jedoch, wenn Artikel 12 des Gesetzespakets einbezogen wird. 

Artikel 12 sieht Änderungen der Sächsischen Bauordnung vor. Danach soll § 61 Abs. 1 

SächsBO um eine neue Nummer 16 ergänzt werden, wonach alle baulichen Anlagen 

inländischer öffentlicher Stellen auf Militärgelände verfahrensfrei sein sollen.21 Außerdem 

soll § 89 SächsBO um einen neuen Absatz 4 ergänzt werden, wonach Satzungen nach § 89 

Abs. 1 bis 3 SächsBO auf bauliche Anlagen öffentlicher Stellen auf Militärgelände keine 

Anwendung finden.22 

Die Maßnahmenübersicht der Staatsregierung bestätigt diese Parallelität ausdrücklich. Unter 

der Überschrift „Für Zivilschutz und Verteidigung“ heißt es, „Bauvorhaben auf Militärgelände 

werden in Sachsen verfahrensfrei gestellt; zudem entfalle die denkmalschutzrechtliche 

Genehmigungspflicht für Kulturdenkmale auf Militärgelände.“23 

Damit wird nicht lediglich ein einzelnes Verfahren gestrafft. Vielmehr sollen 

bauordnungsrechtliche und denkmalschutzrechtliche Kontrollmechanismen zugleich 

zurückgenommen werden. Für den Denkmalschutz bedeutet dies, dass bei erheblichen 

20 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 130. 

21 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 12–13. 

22 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 14. 

23 Sächsische Staatskanzlei 30.06.2026a, S. 2. 
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Eingriffen an Kulturdenkmalen im Ergebnis nur noch eine Anhörung der Fachbehörden 

verbleiben kann. 

Dies ist fachlich nicht ausreichend. Gerade Militärgelände sind häufig nicht öffentlich 

zugänglich. Bauliche Veränderungen werden dort nur eingeschränkt öffentlich 

wahrgenommen. Umso wichtiger ist eine unabhängige, dokumentierte und verbindliche 

fachliche Kontrolle. 

9 Allgemeine Genehmigungs- und Vollständigkeitsfiktion 

Artikel 6 des Gesetzespakets sehen mit dem neuen § 2b SächsVwVfZG eine allgemeine 

Genehmigungsfiktion und eine Vollständigkeitsfiktion vor. Danach gilt eine beantragte 

Genehmigung grundsätzlich nach Ablauf von drei Monaten ab Eingang der vollständigen 

Unterlagen als erteilt, soweit durch Rechtsvorschrift nichts Abweichendes geregelt ist. 

Unterlagen gelten nach Ablauf eines Monats nach Eingang des Antrags als vollständig 

eingereicht, wenn die Behörde nicht innerhalb dieser Frist fehlende Unterlagen 

nachfordert.24 

Die Staatskanzlei beschreibt dies als weitreichende Genehmigungs- und 

Vollständigkeitsfiktion. Ab dem 1. Mai 2027 sollen Anträge grundsätzlich als genehmigt 

gelten, wenn die zuständige Behörde nicht innerhalb von drei Monaten nach Eingang der 

vollständigen Unterlagen entschieden hat. Ausnahmen sollen auf das absolut notwendige 

Maß beschränkt bleiben.25 

Für denkmalrechtliche und archäologisch relevante Verfahren ist eine solche Fiktion 

besonders kritisch. Kulturdenkmale und archäologische Befunde sind nicht erneuerbare 

Güter. Ein Fristablauf darf nicht an die Stelle einer fachlichen Prüfung treten, wenn 

irreversible Eingriffe in historische Substanz möglich sind. 

Zwar enthält § 13 Abs. 4 SächsDSchG bereits eine besondere Fristenregelung für 

denkmalrechtliche Genehmigungen. Diese sieht zugleich vor, dass die Entscheidung über 

einen Genehmigungsantrag unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen des 

24 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 9–10. 

25 Sächsische Staatskanzlei 30.06.2026b, S. 2. 
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Antragstellers ausgesetzt werden kann, soweit dies zur Klärung der Belange des 

Denkmalschutzes, insbesondere für vorbereitende Untersuchungen, erforderlich ist.26 Diese 

Spezialregelung zeigt, dass denkmalrechtliche Verfahren einer eigenen fachlichen 

Verfahrenslogik folgen. 

Es sollte deshalb ausdrücklich klargestellt werden, dass denkmalrechtliche und archäologisch 

relevante Verfahren von allgemeinen Genehmigungs- und Vollständigkeitsfiktionen 

ausgenommen bleiben, soweit erhebliche Eingriffe, Substanzverluste, Abbrüche, 

Bodeneingriffe oder Beeinträchtigungen der Umgebung eines Kulturdenkmals möglich sind. 

10 BANDA-Pflichten und ihre Bedeutung für den Denkmalschutz 

Artikel 1 des Gesetzespakets enthält das Sächsische Mitwirkungspflichtenabbaugesetz. 

Dieses betrifft sogenannte BANDA-Pflichten, also Berichts-, Auskunfts-, Nachweis-, 

Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten. Der Referentenentwurf definiert diese 

Pflichten im Einzelnen als Verpflichtungen, Informationen mitzuteilen, Auskünfte zu erteilen, 

Tatsachen oder Voraussetzungen nachzuweisen, Vorgänge oder Maßnahmen 

nachvollziehbar schriftlich oder elektronisch festzuhalten und Unterlagen oder Daten 

geordnet aufzubewahren.27 

Der zentrale Mechanismus des vorgesehenen Sächsischen 

Mitwirkungspflichtenabbaugesetzes ist weitreichend. Nach Artikel 1 § 3 Abs. 128 des 

Referentenentwurfs sind landesrechtliche Pflichten im Sinne von Artikel 1 § 2 Abs. 529 

aufgehoben, soweit sie nicht in der Rechtsverordnung nach Artikel 1 § 6 aufgeführt sind.30 

26 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 6–7. 

27 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 2–3. 

28 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 4. 

29 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 3. 

30 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 4–5. 
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Artikel 25 Abs. 2 des Referentenentwurfs sieht vor, dass Artikel 1 § 3 sowie Artikel 6 

Nummer 4 § 2b am 1. Mai 2027 in Kraft treten.31 

Die Staatskanzlei ordnet diesen Mechanismus in den von ihr als „grundlegenden 

Systemwechsel“ bezeichneten Reformansatz ein. In der Medieninformation heißt es, künftig 

müsse begründet werden, warum eine bürokratische Pflicht notwendig ist und nicht mehr, 

warum sie entfallen kann. Dieses Prinzip soll für BANDA-Pflichten, Schriftformerfordernisse 

und Genehmigungspflichten gelten.32 Weiter führt die Medieninformation aus, BANDA-

Pflichten würden ab dem 1. Mai 2027 gestrichen, soweit sie nicht zwingend erforderlich 

sind.33 Auch die amtliche Maßnahmenübersicht formuliert, dass künftig die Beibehaltung 

von Bürokratiebelastung in besonders zwingenden Einzelfällen zu begründen sei; 

beibehalten werde nur, was zwingend erforderlich ist.34 

Für den Denkmalschutz ist diese Regelung in besonderer Weise prüfbedürftig. 

Denkmalrechtliche Mitwirkungs-, Anzeige-, Nachweis-, Dokumentations- und 

Aufbewahrungspflichten sind nicht bloße Verwaltungslasten. Sie bilden vielfach die fachliche 

Grundlage dafür, dass Kulturdenkmale beurteilt, Eingriffe nachvollzogen, Schäden erkannt, 

Funde gesichert und Veränderungen dokumentiert werden können. 

Dies betrifft insbesondere die Unterlagen im Genehmigungsverfahren nach § 13 Abs. 2 

SächsDSchG,35 Auskunfts- und Duldungspflichten nach § 15 SächsDSchG36 sowie 

Anzeigepflichten nach § 16 SächsDSchG, etwa bei Schäden, Mängeln, Nutzungsänderungen 

oder Eigentumswechseln.37 

Dabei ist präzise zu unterscheiden: Nicht jede denkmalrechtliche Mitwirkungspflicht wird 

zwingend in gleicher Weise vom Aufhebungsmechanismus des 

31 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 34. 

32 Sächsische Staatskanzlei 30.06.2026b, S. 1. 

33 Sächsische Staatskanzlei 30.06.2026b, S. 2. 

34 Sächsische Staatskanzlei 30.06.2026a, S. 1. 

35 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 6–7. 

36 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 7. 

37 Sächsischer Landtag, Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz, SächsDSchG geändert 21.05.2021, S. 7. 
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Mitwirkungspflichtenabbaugesetzes erfasst. Der Entwurf enthält Ausnahmen und 

Abgrenzungen, insbesondere für bestimmte einzelfallbezogene Anordnungen und 

behördliche Maßnahmen. Gleichwohl entsteht durch Artikel 1 ein erheblicher 

Klärungsbedarf. Soweit denkmalrechtliche Pflichten als landesrechtliche BANDA-Pflichten in 

den Anwendungsbereich fallen, müssen sie ausdrücklich gesichert oder in die 

Rechtsverordnung nach Artikel 1 § 6 aufgenommen werden. 

11 Auswirkungen eines unzureichend gesicherten Abbaus von BANDA-
Pflichten 

Ein undifferenzierter Abbau von BANDA-Pflichten kann den Denkmalschutz in der 

praktischen Anwendung erheblich schwächen. 

Erstens würde die fachliche Beurteilung von Vorhaben erschwert, wenn prüffähige 

Unterlagen nicht mehr verbindlich verlangt werden könnten. Bei Kulturdenkmalen hängt die 

Beurteilung eines Eingriffs regelmäßig von Plänen, Fotografien, Bestandsdokumentationen, 

Materialangaben, Schadensbildern, Gutachten und Angaben zur Ausführung ab. 

Zweitens würde die Zustandsüberwachung geschwächt, wenn Auskunfts- und 

Anzeigepflichten reduziert würden. Schäden, Nutzungsänderungen, Eigentumswechsel oder 

substanzgefährdende Veränderungen können für die Erhaltung eines Kulturdenkmals 

erheblich sein. Werden solche Umstände nicht angezeigt, verliert die 

Denkmalschutzverwaltung wichtige Anknüpfungspunkte für Beratung, Sicherung und 

Einschreiten. 

Drittens würde die Nachvollziehbarkeit von Eingriffen leiden, wenn Dokumentations- und 

Aufbewahrungspflichten entfallen. Wo historische Substanz verändert, verdeckt, überformt 

oder beseitigt wird, ist Dokumentation häufig die letzte Möglichkeit, den Befund für spätere 

Auswertung und Forschung zu sichern. 

Viertens wäre die Archäologie besonders betroffen. Archäologische Kulturdenkmale sind 

häufig nicht sichtbar. Ihre Sicherung hängt wesentlich von Anzeigen, Auskünften, 

Fundmeldungen, Grabungsdokumentationen und der Aufbewahrung von Unterlagen ab. 

Fünftens würde ein Abbau von BANDA-Pflichten die Wirkung des geplanten § 12 Abs. 4 

SächsDSchG zusätzlich verschärfen. Wenn auf Militärgelände die denkmalrechtliche 
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Genehmigungspflicht entfällt und zugleich Unterlagen-, Nachweis- oder 

Dokumentationspflichten nicht ausdrücklich gesichert werden, verliert auch die Anhörung 

der Fachbehörden an fachlicher Substanz. Eine Anhörung ohne verbindliche Unterlagenbasis 

ist nicht belastbar. 

12 Fortgeltung denkmalrechtlicher BANDA-Pflichten 

Artikel 1 § 6 des vorgesehenen Mitwirkungspflichtenabbaugesetzes eröffnet die Möglichkeit, 

landesrechtliche Pflichten durch Rechtsverordnung fortgelten zu lassen. Die Fortgeltung ist 

danach insbesondere zulässig, wenn die Pflicht zur Durchführung, Umsetzung oder 

Konkretisierung unions- oder bundesrechtlicher Vorgaben erforderlich ist, dem Schutz 

besonders gewichtiger Rechtsgüter der Allgemeinheit oder Dritter dient oder zur 

Durchführung gesetzlich vorgesehener Verwaltungs-, Kontroll- oder Aufsichtsverfahren 

unerlässlich ist.38 

Die Begründung zu Artikel 1 präzisiert, dass eine Pflicht nicht schon deshalb fortgelten soll, 

weil sie für die Verwaltung hilfreich, zweckmäßig oder allgemein nützlich ist. Für 

Verwaltungs-, Kontroll- oder Aufsichtsverfahren soll die Fortgeltung vielmehr voraussetzen, 

dass die Verwaltung ohne die jeweilige Pflicht ihre gesetzlich vorgesehene Aufgabe nicht 

ordnungsgemäß erfüllen könnte.39 

Diese Voraussetzung ist für zentrale denkmalrechtliche Mitwirkungs-, Anzeige-, Nachweis-, 

Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten erfüllt. Ohne prüffähige Unterlagen, 

Auskünfte, Anzeigen, Dokumentationen und Aufbewahrung kann die 

Denkmalschutzverwaltung ihre gesetzlichen Aufgaben vielfach nicht ordnungsgemäß 

erfüllen. 

Deshalb sollte ausdrücklich klargestellt werden, dass denkmalrechtliche BANDA-Pflichten 

fortgelten, soweit sie der Erfassung, Bewertung, Erhaltung, Überwachung, Sicherung, 

Dokumentation oder wissenschaftlichen Auswertung von Kulturdenkmalen dienen oder für 

denkmalrechtliche Genehmigungs-, Anzeige-, Kontroll- oder Aufsichtsverfahren erforderlich 

sind. 

38 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 4–5. 

39 Sächsischer Landtag, Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung 
30.06.2026, S. 128–129. 
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13 Artikel 4 im Kontext des weiteren Reformprozesses 

Die Medieninformation vom 30.06.2026 stellt klar, dass das Erste Sächsische Gesetz zur 

Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung den Verbänden und Fraktionen des 

Landtages zur Stellungnahme übersandt wird. Zugleich wird ein zweites Gesetzespaket 

angekündigt. In dieses sollen bis Jahresende insbesondere Maßnahmen zur Neuorganisation 

der Staatsverwaltung einfließen. Zudem sollen Vorschläge der Reformkommission für starke 

sächsische Kommunen aufgegriffen werden.40 

Auch die Maßnahmenübersicht weist darauf hin, dass ein zweites Gesetzespaket mit 

Maßnahmen zum Bürokratierückbau, zur Beschleunigung und zur Neuausrichtung staatlicher 

Strukturen in Arbeit ist.41 

Artikel 4 steht damit in einem weitergehenden Reformzusammenhang. Gerade deshalb ist 

darauf zu achten, dass der Denkmalschutz nicht schrittweise von einem präventiven 

Schutzsystem zu einer lediglich beratenden Fachbeteiligung umgebaut wird. Eine solche 

Entwicklung wäre mit der besonderen Schutzbedürftigkeit nicht erneuerbarer 

Kulturdenkmale nicht vereinbar. 

14 Erforderliche Änderungen 

Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, dass der Gesetzentwurf in seiner derzeitigen 

Fassung den besonderen Anforderungen des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege nicht 

ausreichend Rechnung trägt. Der Schutz historischer Substanz erfordert auch bei 

Maßnahmen der Landes- und Bündnisverteidigung ein eigenständiges fachliches 

Prüfverfahren. Eine bloße Anhörung der Denkmalfachbehörden kann die denkmalrechtliche 

Genehmigung nicht ersetzen. 

Der Entwurf sollte deshalb wie folgt angepasst werden: 

Die vorgesehene Genehmigungsfreistellung nach § 12 Abs. 4 SächsDSchG sollte entfallen. 

Stattdessen sollte für Maßnahmen der Landes- und Bündnisverteidigung ein beschleunigtes 

denkmalrechtliches Genehmigungsverfahren geschaffen werden. 

40 Sächsische Staatskanzlei 30.06.2026b, S. 3. 

41 Sächsische Staatskanzlei 30.06.2026a, S. 2. 
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Sollte an einer Sonderregelung festgehalten werden, ist ihr Anwendungsbereich auf 

nachweislich zwingend erforderliche Maßnahmen der Landes- und Bündnisverteidigung zu 

beschränken. Eine bloße Anpassung an nicht näher definierte „militärische Anforderungen“ 

stellt keinen hinreichend bestimmten Anknüpfungspunkt dar. 

Die Beteiligung der Denkmalfachbehörden ist verbindlich auszugestalten. Abweichungen von 

fachlichen Stellungnahmen müssen schriftlich begründet werden. Bei Maßnahmen mit 

erheblicher Auswirkung auf die Denkmalsubstanz oder das Erscheinungsbild sollte das 

bisherige Einvernehmen beibehalten werden. 

Für sämtliche Vorhaben sind vollständige und prüffähige Unterlagen vorzulegen. Hierzu 

gehören insbesondere Bestandspläne, Fotodokumentationen, Gutachten, 

Materialbeschreibungen, Eingriffspläne sowie – soweit erforderlich – vorbereitende 

Untersuchungen. 

Für Bodeneingriffe ist ausdrücklich klarzustellen, dass § 14 SächsDSchG unberührt bleibt. 

Archäologische Untersuchungen, Sicherungsmaßnahmen sowie die wissenschaftliche 

Dokumentation müssen weiterhin gewährleistet sein. 

Für Garten- und Landschaftsdenkmale bedarf es einer ausdrücklichen Klarstellung. 

Historische Gärten sind lebende Kulturdenkmale, deren Denkmalwert sich aus der 

räumlichen Gesamtkomposition, der Wegeführung, der Geländeform, den Wasseranlagen, 

den Gehölzstrukturen, den Pflanzungen und den historischen Sichtbeziehungen ergibt. 

Eingriffe in diese Bestandteile können den Denkmalwert ebenso nachhaltig beeinträchtigen 

wie Eingriffe in ein Baudenkmal. Vor Maßnahmen an Garten- und Landschaftsdenkmalen 

müssen deshalb weiterhin vollständige Bestandsaufnahmen, Gehölzkataster, 

Dokumentationen, Pflege- oder Parkpflegewerke sowie eine denkmalfachliche Bewertung 

vorliegen. 

Denkmalrechtlich erforderliche Berichts-, Auskunfts-, Nachweis-, Dokumentations- und 

Aufbewahrungspflichten dürfen nicht pauschal dem vorgesehenen Abbau von BANDA-

Pflichten unterfallen. Soweit diese Pflichten für Genehmigungs-, Kontroll-, Aufsichts- oder 

Dokumentationsverfahren erforderlich sind, müssen sie ausdrücklich erhalten oder in die 

nach § 6 des Sächsischen Mitwirkungspflichtenabbaugesetzes vorgesehene 

Rechtsverordnung aufgenommen werden. 
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Denkmalrechtliche und archäologisch relevante Verfahren sollten ausdrücklich von einer 

allgemeinen Genehmigungs- und Vollständigkeitsfiktion ausgenommen werden, soweit 

erhebliche Eingriffe in Kulturdenkmale oder Bodendenkmale betroffen sein können. 

15 Schlussbemerkung 

Der Schutz des kulturellen Erbes und die Erfordernisse der Landes- und Bündnisverteidigung 

stehen nicht in einem unauflösbaren Gegensatz. Beide öffentlichen Belange lassen sich 

miteinander vereinbaren, wenn Verfahren beschleunigt, fachliche Standards jedoch erhalten 

bleiben. 

Der vorliegende Entwurf geht über eine Verfahrensvereinfachung hinaus. Er verändert das 

bisherige Schutzsystem des Sächsischen Denkmalschutzgesetzes, indem die eigenständige 

Genehmigungspflicht für bestimmte Vorhaben entfällt und die Fachbehörden auf eine 

beratende Funktion reduziert werden. Gleichzeitig werden durch den vorgesehenen Abbau 

von BANDA-Pflichten sowie durch die allgemeinen Regelungen zur Genehmigungs- und 

Vollständigkeitsfiktion weitere Änderungen eingeführt, die auch den denkmalrechtlichen 

Vollzug berühren können. Gerade bei historischen Gärten und Garten- und 

Landschaftsdenkmalen, deren Erhaltung wesentlich auf kontinuierlicher Dokumentation, 

fachlicher Begleitung und langfristiger Pflege beruht, besteht die Gefahr einer nachhaltigen 

Schwächung des präventiven Denkmalschutzes. 
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Wir bitten daher, Artikel 4 des Gesetzentwurfs in der vorliegenden Fassung nicht zu 

übernehmen. Sollte der Gesetzgeber an einer Sonderregelung für militärisch genutzte 

Grundstücke festhalten, sollte diese zwingend auf erforderliche Fälle beschränkt, 

verfahrensrechtlich klar ausgestaltet und mit verbindlichen fachlichen Anforderungen 

versehen werden. Ebenso bitten wir darum, denkmalrechtlich erforderliche Berichts-, 

Auskunfts-, Nachweis-, Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten ausdrücklich zu 

sichern, damit der gesetzliche Schutzauftrag des Sächsischen Denkmalschutzgesetzes auch 

künftig uneingeschränkt erfüllt werden kann. 

Wir bitten um eine Empfangsbestätigung dieser Stellungnahme. 

Wir verbleiben mit freundlichem Gruß. 

16 Literaturverzeichnis 

Sächsische Staatskanzlei (30.06.2026a): Sachsen schafft Freiraum Erstes Sächsisches Gesetz 

zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung (StaMo I). Anlage zur Pressemitteilung. 

Sächsische Staatskanzlei (30.06.2026b): Staatsregierung beschließt Entwurf des Ersten 

Sächsischen Gesetzes zur Bürokratieentlastung und Staatsmodernisierung. 

Sächsischer Landtag (geändert 21.05.2021): Sachsen: Sächsisches Denkmalschutzgesetz. 

SächsDSchG, vom 03.03.1993. Fundstelle: das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 20. 

Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 705) geändert worden ist, zuletzt geprüft am 26.05.2026. 

Sächsischer Landtag (30.06.2026): Erstes Sächsisches Gesetz zur Bürokratieentlastung und 

Staatsmodernisierung. 

Heino Grunert 

Vizepräsident der DGGL 

Erster Vorsitzender des AKHG der DGGL 

Mitglied ICOMOS Deutschland 

Jutta Curtius 

Landschaftsarchitektin bdla 

ö.b.u.v. Sachverständige 

Gartendenkmalpflege  

Mitglied ICOMOS Deutschland 

Monitoring-Beauftragte des AKHG der DGGL 


